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Der Bundesminister für Verkehr 

E 3 Vaw 63 - 3063 B 63 II 

E 5 Stb 208/5065 Ve 63 11 Bonn, den 31. März 1963 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Transport gefährlicher Stoffe durch die Deutsche Bundesbahn 

Bezug; Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Schmidt (Wuppertal), 
Bading, Margulies und Genossen 
- Drucksache IV/ 1055 — 


Ich beantworte die Kleine Anfrage im Einvernehmen 
mit dem Herrn Bundesminister für Gesundheits- 
wesen wie folgt: 

Zu 1. a) 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß gelegentlich 
durch äußere Einwirkung Eisenbahn-Kesselwagen 
leck werden und ein Teil des Inhalts ausrinnt. Solche 
Fälle sind jedoch verhältnismäßig selten. Im Bereich 
der Deutschen Bundesbahn, bei der 36 000 Kessel- 
wagen eingestellt sind, ereigneten sich während der 
letzten 3 Jahre (1960 bis 1962) insgesamt 29 Unfälle, 
bei denen aus beschädigten Wagen dieser Art sog. 
gefährliche Stoffe, d. h. Mineralöl oder Säuren, aus- 
liefen. 

Nur in 4 der genannten Fälle waren Wasserversor- 
gungsgebiete (Wasserschutzgebiete) berührt. Eine 
Beeinträchtigung des Grundwassers trat in keinem 
Falle ein. 

Die Organisation der Deutschen Bundesbahn sorgt 
dafür, daß Unfälle der genannten Art sofort bekannt- 
werden, und daß wirksame Gegenmaßnahmen unter 
Einschaltung der dafür vorgesehenen bundesbahn- 
eigenen Einrichtungen (Hilfszüge, Bahnmeistereien) 
und Je nach Erfordernis unter Beteiligung anderer 
örtlicher Stellen ergriffen werden. 

Zu 1. b) 

Die örtlichen Feuerwehren wurden stets nur dann 
zugezogen, wenn ein Brand ausgebrochen war oder 
eine Brandgefahr bestand. 


Darüber hinaus vorsorglich die Feuerwehren in 
jedem Fall der Grundwassergefährdung in Anspruch 
zu nehmen, ist so lange zwecklos, als keine entspre- 
chenden Geräte vorgehalten werden. In den meisten 
Ländern der Bundesrepublik hat die Ausrüstung der 
Feuerwehren mit Fahrzeugen und Geräten, die nach 
dem Ausrinnen von Mineralöl eingesetzt werden 
könnten, erst vor kurzem begonnen. 

Zu 1. c) 

Die Deutsche Bundesbahn hält an verschiedenen 
zentral gelegenen Punkten ihres Streckennetzes 
explosionsgeschützte Pumpen vor. Ob die Zahl dieser 
Pumpen zu vermehren ist oder ob es sich empfiehlt, 
zusätzlich die von den örtlichen Feuerwehren zu be- 
schaffenden Geräte zu benutzen, wird gegenwärtig 
geprüft (s. Punkt 2). 

Zu 1. d) 

Bei dem Unfall, der sich am 29. Dezember 1962 auf 
dem Verschiebebahnhof Gremberg ereignete, liefen 
aus einem Kesselwagen 12 Benzin aus. Da es sich 
in diesem Falle um ein Wassereinzugsgebiet han- 
delte, wurden im Benehmen mit der zuständigen 
Wasserschutzbehörde besonders umfangreiche Maß- 
nahmen getroffen. Es wurden einige Gleise aufge- 
nommen und rund 5000 m'^ Erdmassen abgebaggert, 
die anschließend zunächst auf Arbeitswagen (flach- 
bordigen, für innerdienstliche Zwecke vorgehaltenen 
Fahrzeugen) verladen wurden. 
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Zu 1. e) 

Wie unter 2. d) ausgeführt, hat die Bundesbahn 
keine Schwierigkeiten, die ausgehobenen Erdmassen 
auf eigenem Gelände zu lagern. Im Falle Gremberg 
blieben die Arbeitswagen einige Zeit abgestellt, da- 
mit die eingesickerte Flüssigkeit verdunsten konnte. 
Wegen des nachfolgenden strengen Frostes verzö- 
gerte sich dann die Entladung. 

Zu 1. f) 

Nach Bimdesrecht bestehen keine Meldepflichten. 
Dagegen ist in den Wassergesetzen einzelner Länder 
(Bremen, Hessen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland- 
Pfalz, Saarland) unter bestimmten Voraussetzungen 
eine Verpflichtung begründet, die Ortspolizeibehörde 
oder die untere Wasserbehörde zu unterrichten. Die- 
se Verpflichtung ist in die Betriebsunfallvorschrift 
der Deutschen Bundesbahn aufgenommen und wird 
in allen Fällen eingehalten. Insbesondere kann für 
die unter 1. a) erwähnten beiden Fälle bestätigt wer- 
den, daß die Örtliche Polizeibehörde sofort verstän- 
digt wurde. 

Zu 2. 

Die Deutsche Bundesbahn hat seit längerer Zeit Maß- 
nahmen vorbereitet, die eine wirksame Bekämpfung 
von Schäden beim Auslaufen gefährlicher Stoffe er- 
möglichen sollen. Vor allem hat die Hauptverwal- 
tung der Deutschen Bundesbahn kürzlich eine Ar- 
beitsgruppe eingesetzt, deren Aufgabe es ist, zu 
prüfen, ob die vorhandenen technischen Einrichtun- 
gen und Geräte für eine Beseitigung auslaufenden 
Mineralöles ausreichen, ob neuartige Einrichtungen 
geschaffen werden müssen und an welchen Stellen 
sie vorzuhalten sind und wie künftig die Zusammen- 
arbeit mit den örtlichen Feuerwehren ausgebaut 
werden kann. 

Zu 2. a) 

Bewegliche Einrichtungen, d. h. fahrbare Einheiten 
mit entsprechenden Auffangbehältern, explosions- 
geschützten Pumpen und Materialien zum Abdichten 
von Leckstellen, werden schon heute an verschiede- 
nen Stellen bereitgehalten. Wie oben ausgeführt, 


prüft die Bundesbahn z. Z., ob es sich empfiehlt, 
weitere Fahrzeuge dieser Art zu beschaffen. 

Zu 2. b) 

Bei der Ausdehnung des Bundesbahnnetzes und der 
verhältnismäßig geringen Zahl von Unfällen er- 
scheint es nicht zweckmäßig, besondere Auffang- 
gruben vorzuhalten. Dabei ist auch zu berücksich- 
tigen, daß die leckgewordenen Kesselwagen meist 
entgleist sind, so daß sie erst nach langwierigen 
Vorbereitungen zu den Auffanggruben befördert 
werden könnten. Die Bundesregierung hält es für 
richtiger, daß nach der bisherigen Weise verfahren 
wird, d. h. das Leck nach Möglichkeit sofort an Ort 
und Stelle abgedichtet wird und die ausgelaufenen 
Stoffe abgesaugt oder anderweitig beseitigt werden. 

Zu 2. c) 

Für die Konstruktion der Kesselwagen und ihrer 
Sicherheitseinrichtungen bestehen bei der Deutschen 
Bundesbahn seit Jahrzehnten genaue Richtlinien, die 
für alle bei ihr eingestellten Kesselwagen verbind- 
lich sind. Diese Vorschriften werden laufend nach 
dem neuesten Stand der Technik überarbeitet. 

Sie entsprechen in vollem Umfang den internationa- 
len Vorschriften, die im Rahmen des „Internationalen 
Übereinkommens über den Eisenbahnfrachtverkehr 
(CIM)'" als „Internationale Ordnung für die Beförde- 
rung von gefährlichen Gütern (RID)" festgelegt sind. 

Zu 2. d) 

Die Deutsche Bundesbahn verfügt selbst über aus- 
reichendes Gelände, auf dem die verseuchte Erde 
gelagert werden kann, ohne daß vorhandene oder 
künftige Wasserversorgungsanlagen gefährdet wer- 
den. Sie setzt sich vor der Anschüttung stets mit der 
örtlichen Wasserbehörde in Verbindung. 

Für die Beförderung dieser Erdmassen wird kein 
Transportraum des öffentlichen Verkehrs in An- 
spruch genommen, sondern es gelangen Arbeits- 
wagen zur Verwendung, die die Bundesbahn für 
ihre Bauarbeiten vorhält. Nennenswerte Transport- 
probleme entstehen schon deshalb nicht, weil die 
Fälle, in denen Erdreich aus den genannten Gründen 
abbefördert werden muß, recht selten sind. 


Seebohm 



